
Bundessozialgericht

- 5 RK 44/78 —

Verkündet am 1 m N a m e n d e s V o l k e s
22. Oktober 1980

_U r t e 1 l

in dem Rechtsstreit

0000000000... ....... 00 ooooooooooo o.».u0.aoo0ooou0oo00oo‚

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: .......... . .......... ..........‚

g e g e n

000000000010.000 ........ ... .............. .... ooooo 00000,

Beklagte und Revisionsklägerin,

beigeladen;

0.00.0000 ......... 0000—0000. oooooooooooooooooooo 0000000,

Prozeßbevollmächtigter: ‚...... ............. ............

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung am 22. Oktober 1980 in Berlin
für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Sozialge—

richts Dortmund vom 23. Mai 1978 wird zurückgewiesen.
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Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen Kosten

des Revisionsverfahrens zu erstatten.

G r ü.n d e :

Die Beteiligten streiten um die Zahlung des Bundeszuschusses

für privatversicherte Studenten.

Die Klägerin war in der streitigen Zeit — November 4975

bis März 4976 — als ordentliche Studierende an der Univer—

sität N immatrikuliert. Sie war bei der Beigeladenen,

einem privaten Krankenversicherungsunternehmen, gegen Krank-

heit versichert und wurde deshalb mit Wirkung ab 4. November

4975 auf ihren Antrag hin gem @475d der Reichsversicherungs-
ordnung (EVO) von der Versicherungspflicht zur studentischen

Krankenversicherung nach 5 465 Abs 4 Nr 5 BVG befreit. Ihre

monatliche Versicherungsprämie belief sich auf 59,60 DM.

Die Beigeladene forderte am 9. Februar 4976 von der Beklag—

ten die Zahlung von Bundeszuschüssen für bei ihr versicherte
Studenten nach 5 8 des Gesetzes über die Krankenversicherung

der Studenten — KVSG—vom 24. Juni 4975 {BGBl I 4556), da—
runter auch für die Klägerin. Mit Bescheid vom 24. Wärz
4976 lehnte die Beklagte die Zahlung von Zuschüssen für
die Fälle ab, in denen die monatliche Versicherungsprämie

unter 40,—— DM lag. Gegen diesen Bescheid legte die Klä—
gerin Widerspruch ein, den die Beklagte mit Widerspruchs-
bescheid vom 4. August 4976 zurückwies.

Am 2. September 4976 hat die Klägerin Klage vor dem Ver—
waltungsgericht Berlin erhoben und von der Beklagten die

Gewährung des Bundeszuschusses von monatlich 45,—— DM für
die Zeit vom 4. November 4975 bis zum 54. März 4976 gefor-

dert. Das Verwaltungsgericht hat durch Urteil vom
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12. Januar 1978 den Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten für

unzulässig erklärt und den Rechtsstreit an das Sozialgericht

(SG) Dortmund verwiesen. Das Urteil ist rechtskräftig geworden.

Das SG hat mit Urteil vom 25. Mai 1978 dem Klageantrag in

vollem Umfange stattgegeben und die Sprungrevision zugelassen.

Es hat ausgeführt, die Klägerin erfülle die Voraussetzungen

des 5 8 Abs 1 Satz 1 KVSG . Sie sei bei einem Krankenversiche—
rungsunternehmen privat hinreichend versichert, von der Ver-

sicherungspflicht als Studentin befreit und zahle.eine Ver—

sicherungsprämie, die höher sei als der in 5 581a Abs 1 RVG

genannte Betrag. Darunter sei im streitigen Zeitraum eine

Summe von 25‚—— DM monatlich zu verstehen. Dafür spreche ein-

mal, daß der Zuschussin.Höhe von 60 vH, wenn ein Beitrag des
Versicherten von mindestens 40,—— DM monatlich zu fordern sei,

sich auf 24,—— DM belaufen müßte. Weiterhin differenziere aber

5 8 Abs 1 Satz 1 KVSGnicht zwischen Versicherungsprämie und
Eigenbetrag und schließlich bestätige auch der Gesetzentwurf

in der Bundestags—Drucksache 7/2995 die Auffassung des Gerichts.

Gegen das Urteil des SG richtet sich die Sprungrevision der
Beklagten, der die übrigen Beteiligten zugestimmt haben. Sie

hält den Anspruch der Klägerin für unbegründet undmacht geltend,

den privatversicherten Studenten stehe ein Bundeszuschuß nur
dann zu, wenn sich ihr Eigenanteil an der Versicherungsprämie

auf mindestens 25‚—— DM monatlich beläuft, die Prämie mithin

— unter Berücksichtigung des Bundeszuschusses — mindestens
40‚—— DM pro Monat beträgt. Das folge aus dem Hinweis des
5 8 Abs 1 Satz 1 KVSGauf 5 581a Abs 1 EVO. Zweck der Rege-
lung sei, im Bereich der privaten Krankenversicherung eine

gleiche Eigenbelastung herbeizuführen wie in der gesetzlichen

Krankenversicherung der Studenten. Dort habe der Studierende
aber einen Eigenanteil von 25,—— DM monatlich aufzubringen.

Der Regelungszweck werde auch in dem Gesetzentwurf deutlich

zum Ausdruck gebracht. Wolle man der Auffassung des SG fol—

gen, so käme man zu einer unberechtigten Bevorzugung des Per-

sonenkreiseS der privat versicherten Studenten.
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Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 25. Mai 1978

- Az: S 8 Kr 22/78 —aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das Urteil des SG für zutreffend und
führt aus, das ergebe sich nicht nur aus dem Wortlaut der

Vorschrift, denn 5 8 Abs 4 KVSGverwende die Formulierung
"Betrag" und spreche nicht von “Beitrag", sondern auch aus

dem Sinn der Regelung. Der Versicherungsschutz der privaten

Krankenversicherung sei prinzipiell anders als der in der

gesetzlichen Krankenversicherung. Während die soziale Kran-

kenversicherung in vollem Umfange Sachleistungen gewähre,

gehe die private Krankenversicherung von der Kostenerstat—

tung aus, und diese bedinge in aller Regel eine Selbstbe-

tei11gung des Versicherten. Bei einem Vergleich des gesetz—
lich versicherten mit dem privat versicherten Studenten

müssedieseunterschiedliche Ausgestaltung in Rechnung ge-
stellt werden, wenn es um die Frage gehe, in welchem Maße

der Versicherte durch die Versicherung finanziell belastet
werde. Schließlich sei noch zu bedenken, daß die Rechtsauf-

fassung der Beklagten für die Klägerin nicht vorhersehbar

gewesen sei. Bei Vertragsabschluß wäre es für die Klägerin
ein leichtes gewesen, die monatlich von ihr vereinbarte

Prämie von 59,60 DM durch eine andere tarifliche Gestal-

tung auf einen Betrag von über 40,—— DM zu bringen und
damit die von der Beklagten jetzt erst aufgestellten Vo—
raussetzungen zu erfüllen.
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II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet. Der Klägerin

steht ein Anspruch auf den Bundeszuschuß zu.

Für die Streitfrage ist der Rechtsweg zu den Sozialgerichten

gegeben. Das folgt nicht nur aus der Bindungswirkung der Ver—

weisung im rechtskräftigen Urteil des Verwaltungsgerichts

Berlin (5 52 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)‚sondern
auch aus der Rechtsnatur der Streitsache. Der Bundeszuschuß

für privat versicherte Studenten hat seine gesetzliche Grund—

lage in 5 8 KVSG‚ er entspricht dem Zuschuß, den der Bund nach

5 581a Abs 2 BVD für die der gesetzlichen Krankenversicherung

angehörenden Studenten zahlt. Dieser Zuschuß aber erklärt sich

daraus, daß den nach 5 165 Abs 1 Nr 5 EVOversicherten Stu—
denten durch 5 581a Abs 1 BVD nur ein außerordentlich niedri—

ger Beitrag auferlegt werden ist, der regelmäßig nicht geeig—

net ist, zu einer vollen Kostendeckung zu führen. Der Bundes—

zuschuß soll dazu dienen, die den Trägern der gesetzlichen

Krankenversicherung dadurch aufgebürdete Last zu erleichtern
(vgl BT—Drucks 7/2995, Begründung zu 5 1 Nr 21). Damit er-
weist sich der Bundeszuschuß als eine Finanzierungshilfe im

Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung (vgl auch Kraus—
kopf/Schroeder—Printzen, Soziale Krankenversicherung, Stand

April 1980, 5 5813 Anm 5; Heinze, Zum Beitragszuschuß, S 22)

und damit als ein der Sozialversicherung zuzuordnendes Rechts—

institut. Die Tatsache, daß der Bundeszuschuß für die nach
@ 173d EVO von der Versicherungspflicht befreiten Studenten

an ein privates Krankenversicherungsunternehmen ausgezahlt wird,
ändert nichts an seiner Rechtsnatur, denn Anspruchsinhaber

ist der Student. Da die Befreiung von der gesetzlichen Ver—
sicherungspflicht nur ausgesprochen wird, wenn die privaten

Versicherungsleistungen ihrer Art nach den Leistungen der

geSetzlichen Krankenversicherung entsprechen (@ 175d Abs 1
EVO), tritt hier der private Krankenschutz ersatzweise an die

Stelle des gesetzlichen (vgl Heinze aaO, S 7/8). In diesem
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Zusammenhang ist darauf zu verweisen, daß der Gesetzgeber

noch weitere Fälle vorgesehen hat, in denen er es den Ver—

sicherten freistellt, anstatt des Schutzes der gesetzlichen

Krankenversicherung einen privaten Krankenschutz zu wählen

und in denen er einen Zuschuß zu diesem privaten Kranken—

schutz zahlt, wie den Beitragszuschuß zur privaten Kranken—

versicherung der Rentner nach %1504eRVO, den Beitragszu-

schuß für Landwirte nach 5 4 Abs 5 des Gesetzes über die
Krankenversicherung der Landwirte (KVLG), den Beitragszu-

schuß für Rehabilitanden nach 5 581 Abs 4a EVO; auch der

Arbeitgeberzuschuß für Angestellte nach 5 405 EVO gehört

in die Reihe dieser Vorschriften, selbst wenn dieser Zu—

schuß anders strukturiert ist. Bei allen diesen Beitrags—

zuschüssen handelt es sich um soziale Leistungen, die in

den Rahmen der Sozialversicherung einzuordnen und daher im

Streitfall als Angelegenheiten der Sozialversicherung nach
5 51 Abs 1 SGG den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit zu—
gewiesen sind (vgl zu 5 405 RVOGemeinsamer Senat der
obersten Gerichtshöfe des Bundes, Beschluß vom 4. Juni 4974

- GmSOGB2/75 = SozR1500 5 54 sec Nr 2 = NJW4974 2087).

Der Anspruch der Klägerin auf den Bundeszuschuß ergibt sich

aus 5 8 KV8G. Danach haben die nach @175d RVOvon der Ver—
sicherungspflicht befreiten Personen, wie die Klägerin,

einen Anspruch auf den Bundeszuschuß (@ 581a Abs 2 EVO),
"wenn sie für den Krankenversicherungsschutz bei einem Kran—

kenversicherungsunternehmen mindestens den in 5 581a Abs 1
RVO genannten Betrag zu zahlen haben". Nach den nicht ange-
fochtenen Feststellungen des SG, die das Revisionsgericht

binden (@ 465 SGG), ist die Klägerin gem 5 173d RVGvon
der Versicherungspflicht der Studenten befreit und hat eine

Versicherungsprämie von monatlich 59,60 DM an den Beige-
ladenen zu zahlen. Der in Bezug genommeneBetrag aus @ 581a
Abs 4 RVO belief sich in der streitigen Zeit auf monatlich
25,—— DM, wie das SG zutreffend ermittelt hat. Damit ergibt

sich, daß die Klägerin für ihren privaten Krankenschutz

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-'7-

einen höheren Betrag zu zahlen hat, als der pflichtversicherte

Student nach S 581a Abs 4 RVO aufbringen muß. Dieses aus dem

Wortlaut der Vorschrift herzuleitende Ergebnis trägt auch

— entgegen der Ansicht der Beklagten — dem Sinn der Regelung

Rechnung. '

Der Krankenversicherungsschutz des privat versicherten Stu—

denten beruht auf dem zwischen ihm und dem Krankenversicherungs—

unternehmen abgeschlossenen Versicherungsvertrag, aufgrund

dessen die Verpflichtung zur Beitragsleistung allein den Stu—

denten trifft. Er ist Beitragsschuldner, auch wenn der Bund

einen Zuschuß zahlt. Der Zuschuß ist deshalb folgerichtig so
konzipiert, daß der Anspruch darauf allein dem Studenten zu—

steht (5 8 Abs 4 Satz « KVSG); der Betrag soll es ihm ermög—
lichen, einen hinreichenden Versicherungsschutz abzuschließen,

ohne durch die dafür erforderlich werdenden Beiträge im Über—

maß belastet zu werden. Die Tatsache, daß die Beklagte nach
5 8 Abs 1 Satz } KVSG den Zuschuß an das Krankenversicherungs-

unternehmen zahlt, ist demgegenüber van nachrangiger Bedeu-

tung. Dabei handelt es sich nur um die Festlegung einer Zah—
lungsmodalität, die nichts daran ändert, daß Inhaber des An—

spruchés auf den Bundeszuschuß und Beitragspflichtiger aus dem

Versicherungsvertrag der Student bleibt. Sollte der Bundes—

zuschuß, aus welchen Gründen auch immer, nicht gezahlt werden

- im vorliegenden Falle ist das geschehen —‚ bleibt der Stu—

dent verpflichtet, seinen Beitrag in vollem Umfange selbst auf—
zubringen. Der Beitrag ist in der privaten Krankenversicherung

die Versicherungsprämie als Gegenleistung für die Aufwendungen

des Versicherers, die die Qualität des Versicherungsschutzes
bestimmt.

Insofern besteht ein grundlegender Unterschied zu der Gestal—
tung der Rechtslage bei der Pflichtversicherung der Studenten.

Der Bundeszuschuß nach 5 581a Abs 2 RVO wird nicht dem pflicht-
versicherten Studenten zu seinem Beitrag gewährt, sondern steht
unmittelbar dem Träger der gesetzlichen Krankenversicherung
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als Ausgleich für seine Aufwendungen zu; er ist eine der ge—
setzlichen Krankenversicherung zufließende Subvention (vgl

Kransk0pf/Schroeder-Printzen aaO; Heinze aaO S 22). Die recht-

liche Konstruktion des Bundeszuschussesumchtdeutlich, daß

unter dem Betrag, den der Student°zu zaheln hat, nur sein

Beitrag zu verstehen sein kann, und zwar völlig übereinstim-

mend für die gesetzliche Pflichtversicherung wie für die pri-

vate Krankenversicherung. In beiden Versicherungsarten ist

der Student für den Versicherungsbeitrag zahlungspflichtig,

in der gesetzlichen Krankenversicherung nach 5 584a Abs 1

RVG, in der privaten Krankenversicherung durch Versicherungs—

vertrag. Schon daraus folgt, daß die Bezugsgröße, an der

sich € 8 Abs 1 Satz 4 KVSGorientiert, die Summevon 25,-- DM
sein muß.

Zu Recht hat das SG darauf hingewiesen, daß auch 5 581a Abs 2
Satz 2 RVG für die Höhe des Zuschusses prozentual auf den

Beitrag abstellt. In der auf Grund des 5 8 Abs 2 KVSGer-
gangenen Rechtsverordnung — Bundeszuschußverordnung für

privat versicherte Studenten vom 50. Oktober 1975 (BGBl I
2717)

- ist der Verordnungsgeber offenbar auch von diesem

Zusammenhang ausgegangen, denn in der Regelung über die für

den Bundeszuschuß erforderlichen Nachweise verlangt er in
5 4 Abs 5 Nr 5 den Nachweis über den vom Anspruchsberech-

tigten zu zahlenden monatlichen "Beitrag“. Wenn es aber, wie

die Beklagte meint, nicht auf die Höhe des Beitrags, sondern
auf die von dem Studenten monatlich zu zahlende Geldsumme
ankäme, hätte der Verordnungsgeber sinnvollerweise den Nach-
weis dieses Betrages fordern müssen. Ein weiterer Umstand
bestätigt das Ergebnis: Die private Krankenversicherung weist
häufig Regelungen auf, auf Grund deren dem Versicherten fi—

nanzielle Ermäßigungen zugestanden werden, wenn er eine be-
stimmte Zeit lang keine Versicherungsleistungen in Anspruch

genommen hat. In solchen Fällen ändert sich zwar nicht die
Beitragshöhe des Versicherungsvertrages, wohl aber wird dem
Versicherten eine Gutschrift erteilt, auf Grund deren er nur

..9-
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eine niedrigere Summe zu zahlen hat. Es kann kaum zweifelhaft

sein, daß dem Verordnungsgeber auch diese Art der Vertragsge—

staltung bekannt ist. Wenn er dennoch den Nachweis über die

Höhe des "Beitrages“ fordert, so läßt sich daraus schließen,

daß es auf die Höhe des jeweiligen Zahlungsbetrages nicht an-

kommen soll.

Schließlich spricht auch die Begründung zu 5 8 KVSG (vgl

BT—Drucks 7/299355■® gegen die Ansicht der Beklagten. Dort
wird ausgeführt, daß die privat versicherten Studenten in

beZug auf den Bundeszuschuß nach 5 584a Abs 2 RVG nicht schlech—

ter gestellt sein sollen als die in der gesetzlichen Kranken—

versicherung versicherten. Gerade dieser Effekt träte aber bei

der Klägerin ein, wenn man der Beklagten folgen wollte, denn

sie müßte monatlich 59,60 DM für ihren Krankenschutz aufwen—

den, während ein pflichtversicherter Student nur 25,—— DM auf—

zubringen brauchte. Die Beklagte meint demgegenüber, daß die—

sem Ergebnis keine Bedeutung zukomme. Vielmehr sei zu beachten,

daß die Klägerin als Privatversicherte im Falle der Zahlung

des Bundeszuschusses besser gestellt werde als ein pflichtver—
sicherter Student; sie brauche unter Anrechnung des Bundes—

zuschusses aus eigenen Mitteln nur die Summe von monatlich
24,60 DM aufzubringen, während ein pflichtversicherter Student

eine finanzielle Belastung von 25,—— DM im Monat zu tragen
habe. Diese Argumentation spricht nur scheinbar für die Be—

klagte, sie vergleicht bloße Zahlungsbeträge, ohne das Ver—

sicherungsverhältnis insgesamt zu beachten. Wenn der Gesetz—
geber das Ziel verfolgte, den privat versicherten Studenten

nicht schlechter zu stellen als den gesetzlich versicherten,

so läßt sich ein zutreffender Vergleich der Positionen beider
Versichertenpruppen nur dann erreichen, wenn ihre versiche—
rungsrechtliche und wirtschaftliche Stellung in der Gesamt-
auswirkung für den Studenten verglichen wird. Bereits Fisch—

wasser hat in seinem Beitrag "Das Gesetz über die Krankenver—
sicherung der Studenten" (Die Krankenversicherung 1975, 221,
254) mit Recht auf die unterschiedliche Art der Belastungen
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in der privaten und der gesetzlichen Krankenversicherung

hingewiesen. Während der pflichtversicherte Student mit

der Zahlung seines Beitrages bereits einen vollen Kranken—‘

schutz erlangt und ihn im Falle der Krankheit im wesent—

lichen keinerlei weitere Aufwendungen mehr wirtschaftlich

belasten, bestehen in der privaten Krankenversicherung so-
genannte Quotentarife, auf Grund deren dem Versicherten

im Krankheitsfalle nur ein Teil der Krankheitskosten er—

stattet wird, während die restlichen Aufwendungen von ihm

selbst getragen werden müssen. Dieser Selbstbehalt des

Versicherten stellt uU eine erhebliche wirtschaftliche Be—

lastung dar, die bei einem Vergleich der versicherungs—

mäßigen Position nicht außer acht gelassen werden darf. Es

ist zwar richtig, daß eine solche wirtschaftliche Belastung

nicht ständig eintritt, sondern nur im Krankheitsfalle,

aber gerade für diesen Fall soll die Versicherung sozialen

Schutz bieten. Stellt man das in Rechnung, so kann nicht

davon gesprochen werden, daß ein privat versicherter Stu-

dent besser gestellt sei als ein pflichtversicherter, selbst

wenn der von ihm aufzubringende Beitragsanteil — nach Ab-

zug des Bundeszuschusses — unter dem Betrag liegen sollte,

den der pflichtversicherte Student als Beitrag aufzubringen
hat.

Die Möglichkeit, daß der Bundeszuschuß die Belastung des
privat versicherten Studenten in einem sozial nicht mehr

vertretbaren Umfange mindern könnte, hat der Gesetzgeber

nicht übersehen. Er hat dazu in der Begründung des Gesetzes?

entwurfeszu @8 KVSG(BT-Drucks 7/2995 S 14) ausgeführt:
"Eines Bundeszuschusses bedarf es jedoch nicht, wenn der

Beitrag zur privaten Krankenversicherung geringer ist als

der nach % 581a Abs 1 BVD von dem Studenten und Praktikanten
selbst aufzubringende Beitrag". Dieser Passus der Gesetzes—
begründung zeigt eindeutig, daß es dem Gesetzgeber lediglich
auf einen Vergleich der "Beiträge" aus der gesetzlichen
Krankenversicherung und aus dem privaten Versicherungsver—-
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trag ankam, und bestätigt damit die bereits aus dem Gesetzes-

wortlaut folgende Auslegung. Außerdem weist die Begründung

auf den Sinn der Festsetzung eines Mindestbetragesin 5 8 KVSG.

Wenn nämlich die versicherungsprämie niedriger ist als der

Beitrag nach % 581a Abs 1 EVO, würde der Bundeszuschuß, der

60 vH dieses Beitrages beträgt, einen prozentual höheren Anteil

der Prämie decken. Der Gesetzgeber wollte offenbar einen der-

artigen Vorteil der privatversicherten Studenten vermeiden.

Da die Klägerin einen Höheren Beitrag als 25,-- DM zu zahlen

hat, steht ihr der geforderte Bundeszuschuß zu. Die Revision

der Beklagten gegen das Urteil des SG, das der Klägerin den
Anspruch zutreffend zugesprochen hatte, war daher zurückzu—

weisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG—
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